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SÄCHSISCHES 

OBERVERWALTUNGSGERICHT  
 

Beschluss 
 

In der Verwaltungsrechtssache 
 
 
 

des Herrn 
 
 
 - Kläger - 
 - Berufungsbeklagter - 
 
 
prozessbevollmächtigt:  
Rechtsanwalt 
 
 

gegen 
 
 

die Bundesrepublik Deutschland 
vertreten durch das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
Frankenstraße 210, 90461 Nürnberg 
 
 
 - Beklagte - 
 - Berufungsklägerin - 
 
 
 
 

 
wegen 

 
 

Ablehnung eines Asylverfahrens und Androhung der Abschiebung nach Ungarn 
hier: Antrag auf Zulassung der Berufung 
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hat der 5. Senat des Sächsischen Oberverwaltungsgerichts durch die Richter am 
Oberverwaltungsgericht Dehoust, Tischer und Heinlein  
 
am 14. Juni 2016 

beschlossen: 
 
Auf Antrag des Beklagten wird die Berufung gegen das Urteil des 
Verwaltungsgerichts Chemnitz vom 6. Mai 2016 - 4 K 1895/14.A - zugelassen soweit 
das Verwaltungsgericht der Klage des Klägers stattgegeben hat. 
 
Die Kostenentscheidung bleibt der Endentscheidung vorbehalten. 

Gründe 

Der Rechtsstreit ist wegen grundsätzlicher Bedeutung (§ 78 Abs. 3 Nr. 1 AsylG) 

zuzulassen. Der Rechtsstreit kann dem Senat Gelegenheit zur Stellungnahme zu den 

Fragen geben, ob Asylsuchende in Ungarn im Falle ihrer Rücküberstellung dorthin mit 

beachtlicher Wahrscheinlichkeit Gefahr laufen, aufgrund systemischer Mängel des 

Asylverfahrens oder der dortigen Aufnahmebedingungen einer unmenschlichen oder 

erniedrigenden Behandlung i. S. v. Art. 3 EMRK oder Art. 4 der Charta der 

Grundrechte der Europäischen Union (GRC) ausgesetzt zu werden sowie ggf., ob 

Ungarn die Genfer Flüchtlingskonvention, so etwa das Refoulement-Verbot aus Art. 

33 Abs. 1, verletzt. Diese Fragen werden in der erstinstanzlichen 

verwaltungsgerichtlichen Rechtsprechung Sachsens unterschiedlich beurteilt (vgl. 

auch SächsOVG, Beschl. v. 24. Juli 2014 - A 1 B 131/14 -, juris Rn. 4).  

Der Beschluss ist unanfechtbar (§ 80 AsylG). 

• Belehrung zum Berufungsverfahren  
 

Soweit der Senat die Berufung zugelassen hat, wird das Antragsverfahren als 
Berufungsverfahren fortgesetzt; der Einlegung einer Berufung bedarf es nicht. 
 
Die Berufung ist innerhalb eines Monats nach Zustellung dieses Beschlusses zu 
begründen. Die Begründung ist beim Sächsischen Oberverwaltungsgericht, Ortenburg 
9, 02625 Bautzen, schriftlich oder in elektronischer Form nach Maßgabe der 
Verordnung des Sächsischen Staatsministeriums der Justiz und für Europa über den 
elektronischen Rechtsverkehr, die elektronische Aktenführung, die elektronischen 
Register und das maschinelle Grundbuch in Sachsen (Sächsische E-Justizverordnung - 
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SächsEJustizVO) in der Fassung der  Bekanntmachung vom 23. April 2014 
(SächsGVBl. S. 291) in der jeweils geltenden Fassung einzureichen. Die 
Begründungsfrist kann auf einen vor ihrem Ablauf beim Sächsischen 
Oberverwaltungsgericht gestellten Antrag verlängert werden. Die Begründung muss 
einen bestimmten Antrag enthalten sowie die im Einzelnen anzuführenden Gründe der 
Anfechtung (Berufungsgründe). 
 
Mangelt es an einem dieser Erfordernisse, so ist die Berufung unzulässig. 
 
Für das Berufungsverfahren besteht Vertretungszwang; dies gilt auch für die 
Einlegung der Begründung der Berufung. Danach muss sich jeder Beteiligte durch 
einen Rechtsanwalt oder einen Rechtslehrer an einer staatlichen oder staatlich 
anerkannten Hochschule eines Mitgliedstaates der Europäischen Union, eines anderen 
Vertragsstaates des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum oder der 
Schweiz, der die Befähigung zum Richteramt besitzt, als Bevollmächtigten vertreten 
lassen. Behörden und juristische Personen des öffentlichen Rechts einschließlich der 
von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse 
können sich durch eigene Beschäftigte mit Befähigung zum Richteramt oder durch 
Beschäftige mit Befähigung zum Richteramt anderer Behörden oder juristische 
Personen des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer 
öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse vertreten lassen.  
 
Ein Beteiligter, der zur Vertretung berechtigt ist, kann sich selbst vertreten. 

 
 
gez.: 
Dehoust    Tischer    Heinlein 

 

 

Die Übereinstimmung der Abschrift 

mit der Urschrift wird beglaubigt. 

Bautzen, den 17.06.2016 

Sächsisches Oberverwaltungsgericht 

 

Eule 

Justizbeschäftigte 

 


